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Landkreis Potsdam-Mittelmark
Der Landrat
Untere Wasserbehörde
Fachbereich 4 - Recht, Bauen, Umwelt,
Kataster und Vermessung
Fachdienst 46 – Umwelt

Frau Steinmetz

Besucheradresse (keine Postanschrift!):
Am Teltowkanal 7; 14513 Teltow
Tel. 03328 318-291; Fax 03328 318-582
wasser@potsdam-mittelmark.de

Unser Zeichen      32569-20-85
Datum                   03.05.2021

Postanschrift Tel.: (033841) – 91 0 Bank MBS Potsdam
Landkreis Potsdam-Mittelmark Fax: (033841) – 91 444 BLZ 160 500 00
Niemöllerstraße 1 E-Mail: info@potsdam-mittelmark.de Konto-Nr. 3502221323
14806 Bad Belzig Internet: www.potsdam-mittelmark.de BIC WELADED1PMB

IBAN DE93160500003502221323

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Fachdienst Umwelt
Niemöllerstraße 1
14806 Bad Belzig

Empfangsbekenntnis

Gegenstand: Bescheid vom 03.05.2021

Bezug: Ihr Antrag auf Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen
Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser für
Beregnungszwecke vom 01.07.2019

Adressat: Rechtsanwälte Jansen, Hemmerich-Frank, Bartscht, Vonnegut
Herrn Rechtsanwalt Dr. Voigts
Travemünder Allee 17 a
23568 Lübeck

Absender: Landkreis Potsdam-Mittelmark
Fachdienst Umwelt
Niemöllerstraße 1
14806 Bad Belzig

Hiermit bestätige ich dem Landkreis Potsdam-Mittelmark, Fachdienst Umwelt, den
Ablehnungsbescheid mit Rückbauverfügung vom 03.05.2021, zum
Aktenzeichen 32569-20-85, erhalten zu haben.

Datum und Unterschrift Empfänger

................................................

Hinweis:

Das Empfangsbekenntnis kann auch per Fax (03328-318580) zurückgesandt werden.
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VII. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zulässig. Der Widerspruch ist binnen eines
Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen
beim Landrat des Landkreises Potsdam-Mittelmark in 14806 Bad Belzig, Niemöllerstraße
1. Elektronisch kann ein Widerspruch über das besondere Behördenpostfach (beBPo)
eingelegt werden; er wäre an den „Landkreis Potsdam-Mittelmark“ zu richten.

Freundliche Grüße

Im Auftrag

D. Steinmetz

Anlage: Empfangsbekenntnis
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Zu IV.
Diese Forderung ergibt sich als Folge aus der Umsetzung des Punktes III und dient dem
Nachweis der fachgerechten Rückbautätigkeit. Der Nachweis des Rückbaus ist
spätestens bis zum 10.11.2021 zu erbringen. Der Zeitraum ist angemessen und
verhältnismäßig.
Zu V.
Nach § 28 Abs. 2 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes Brandenburg
(VwVGBbg) kann die Androhung von Zwangsmitteln mit dem Verwaltungsakt verbunden
werden, durch den die Handlung, Duldung oder Unterlassung aufgegeben wird. Sie soll
mit ihm verbunden werden, wenn ein Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung hat.
Zulässige Zwangsmittel sind nach § 27 Abs. 2 VwVGBbg das Zwangsgeld, die
Ersatzvornahme, die Fiktion der Abgabe einer Erklärung, der unmittelbare Zwang, die
Zwangsräumung sowie die Wegnahme. Die Zwangsmittel dürfen nach § 29 Abs. 1
VwVGBbg wiederholt und so lange angewandt werden, bis der Verwaltungsakt vollstreckt
oder in anderer Weise erledigt ist.
Ich mache Sie zudem darauf aufmerksam, dass durch die Zahlung des Zwangsgeldes die
Pflicht, die Forderung zu erfüllen, weder aufgehoben noch aufgeschoben wird.
Zwangsgelder können beliebig oft und jeweils höher so lange angedroht, festgesetzt und
beigetrieben werden, bis Sie den Forderungen entsprochen haben. Ist das Zwangsgeld
uneinbringlich, so kann das Verwaltungsgericht eine Ersatzzwangshaft anordnen.
Als Zwangsmittel zu den Forderungen II, III und IV wird hier das Zwangsgeld ausgewählt,
da es das geeignetste und am wenigsten belastende Zwangsmittel ist, um die
Forderungen der Rückbauverfügung durchzusetzen. Das Zwangsgeld wegen
Nichterfüllung der Rückbauverfügung ist am ehesten geeignet, die Umsetzung der
Rückbauverfügung zu bewirken.
Zu VI.
Nach §§ 1 Abs. 3, 15 Abs. 1 Gebührengesetz für das Land Brandenburg (GebGBbg) sind
Gebühren entstanden. Gebühren und Auslagen sind zusammen mit der
Sachentscheidung zu erheben. Gebühren sind nach § 1 der Gebührenordnung des
Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (GebOMUGV) zu
bestimmen.
Die Gebühr wird gem. § 1 GebOMUGV i. V. m. Tarifstelle 5.1.1 des Gebührentarifes und
Anlage 1 und 2 zur GebOMUGV erhoben. Gemäß der Tarifstelle 5.1.1 (bei einer jährlich
beantragten Grundwasserentnahme von 26.000 m³ über 10 Jahre) i.V.m. § 17
Gebührengesetz für das Land Brandenburg (GebGBbg) werden 75 % der
Bearbeitungsgebühr veranschlagt: 267,65 €
An Kosten werden insgesamt festgesetzt: 267,65 €.
Nach § 19 GebGBbg werden die Kosten mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung
fällig.
Sie werden gebeten, den vorstehenden Gesamtbetrag bis zum 07. Juni 2021 auf das
Konto des Landkreises Potsdam-Mittelmark einzuzahlen. Das Kassenzeichen ist
unbedingt mit anzugeben.
Kontoinhaber: Landkreis Potsdam-Mittelmark
IBAN: DE93 1605 0000 3502 2213 23
BIC: WELADED1PMB
Kassenzeichen: 35210172-1028
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Da somit weiterhin Unterlagen fehlen, um die Belange der Behörden zu berücksichtigen,
kann auch keine abschließende Entscheidung über die Erteilung einer wasserrechtlichen
Erlaubnis erfolgen. Der Antrag wird somit gemäß § 35 Absatz 2 Brandenburgisches
Wassergesetz (BbgWG) i.V.m. § 17 Gebührengesetz für das Land Brandenburg
(GebGBbg) kostenpflichtig abgelehnt.
Zu II.
Diese Forderung ergibt sich als Folge aus der Ablehnung des gestellten Antrags aus
Punkt I. Da die Brunnenanlage wasserrechtlich keiner Nutzung zugeführt und eine
wasserrechtliche Erlaubnis nicht erteilt werden kann, ist diese zurückzubauen.
Der angeordnete Rückbau dient dem Schutz des Grundwassers vor Verunreinigungen.
Mit der sonderordnungsrechtlichen Eingriffsermächtigung des § 100
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist ein Einschreiten der Behörde bereits dann gegeben,
wenn es darum geht Beeinträchtigungen des Wasserhaushaltes zu vermeiden. Damit
muss der Eintritt eines Schadens nicht mit Gewissheit feststehen. Da sich der
Brunnenstandort auf dem Grundstück der Agrargenossenschaft Havelland agrar eG
Weseram befindet, ist der Grundstücksinhaber in der Verantwortung der Beseitigung der
Anlage. Sie werden aufgefordert Sicherungsmaßnahmen gemäß der erlassenen
Rückbauverfügung zu treffen. Es kommt grundsätzlich nicht darauf an, wodurch eine
mögliche Gefährdung des Zustandes herbeigeführt werden kann. Dies können z. B. auch
Naturereignisse, Einwirkungen Dritter und Zufälle sein.
Ohne ordnungsbehördliches Einschreiten besteht die hinreichende Wahrscheinlichkeit,
dass der Wasserhaushalt nachhaltig beeinträchtigt wird. Dabei muss der Eintritt des
Schadens nicht mit Gewissheit feststehen.
Brunnenanlagen müssen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (u. a.
DVGW-Arbeitsblatt W 135) zurückgebaut werden, sofern diese keiner Nutzung zugeführt
oder eine beantragte wasserrechtliche Erlaubnis nicht erteilt werden kann.
Dies erfordert aus Gründen des vorsorgenden Grundwasserschutzes und der
Verkehrssicherungspflicht des Betreibers auch den Rückbau der niedergebrachten
Bohrung und die Wiederherstellung der ursprünglichen geohydraulischen Verhältnisse.
Bohrungen, Grundwassermessstellen und Brunnen die nicht mehr betrieben und gewartet
werden, müssen zur Vermeidung von Wasserwegsamkeiten entsprechend den
wasserrechtlichen und bergrechtlichen Bestimmungen zurückgebaut werden. Dieser
Vorgang wird nach einem Verfüllplan ausgeführt und ist mit der Wasserbehörde
abzustimmen.
Ein Rückbaukonzept für den Brunnen ist bis zum 30.06.2021 der UWB zur Absprache
vorzulegen und hat eine zeitliche Untersetzung zu beinhalten. Zusätzlich ist die
bauausführende Fachfirma zu benennen.
Die Forderung nach einem Rückbaukonzept sowie der Benennung der Fachfirma
resultiert daraus, dass der Rückbau von Bohrungen entsprechend den allgemein
anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen hat. Zum Schutz des Grundwassers soll
sichergestellt werden, dass nur Firmen mit entsprechender Qualifizierung beauftragt
werden. Der Zeitraum zur Vorlage bis zum 30.06.2021 des Rückbaukonzeptes ist
angemessen und verhältnismäßig.
Zu III.
Diese Forderung ergibt sich als Folge aus der Ablehnung des gestellten Antrags aus
Punkt II.
Die Umsetzung des Rückbaukonzeptes ist innerhalb von drei Monaten nach erfolgter
Bestätigung des Konzeptes durch die UWB, spätestens jedoch bis zum 31.10.2021,
abzuschließen. Der Zeitraum ist angemessen und verhältnismäßig.
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Zu der Forderung II:
die Festsetzung eines Zwangsgeldes in Höhe von 500,00 € (fünfhundert Euro),
Zu der Forderung III:
die Festsetzung eines Zwangsgeldes in Höhe von 2.500,00 € (zweitausendfünf
Euro),
Zu der Forderung IV:
die Festsetzung eines Zwangsgeldes in Höhe von 500,00 € (fünfhundert Euro)
angedroht.

VI. Für dieses Verfahren wird eine Gebühr von 267,65 €
(zweihundertsiebenundsechtzig Euro) festgesetzt.

Begründung:
1. Sachverhalt:
Mit Datum vom 01.07.2019 hat die Havelland-agrar eG Weseram einen Antrag zur
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für die Nutzung eines bestehenden Brunnens
für die Grundwasserentnahme zum Zweck der Spargelflächenbewässerung gestellt. Die
untere Wasserbehörde des Landkreises Potsdam-Mittelmark (UWB) teilte Ihnen am
18.02.2020 mit, dass die Belange weiterer Behörden berücksichtigt werden müssen,
bevor eine abschließende Entscheidung über Ihren Antrag erfolgen kann. Am 12.10.2020
wurden Ihnen Nachforderungen weitergeleitet, die durch die untere Naturschutzbehörde
gestellt wurden. Dies betraf eine SPA-Verträglichkeitsprüfung, die bisher nicht
nachgereicht wurde.
2. Ermächtigungsgrundlage:
Gemäß § 100 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist es die Aufgabe der
Gewässeraufsicht, die Gewässer sowie die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen
Verpflichtungen zu überwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften dieses
Gesetzes, nach auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen oder nach
landesrechtlichen Vorschriften bestehen. Die zuständige Behörde ordnet nach
pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um
Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen oder die
Erfüllung von öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen sicherzustellen.
Die Zuständigkeit liegt bei der Unteren Wasserbehörde (§ 126 Abs. 1 Brandenburgisches
Wassergesetz (BbgWG)). Nach § 124 Abs. 2 BbgWG ist der Landkreis die untere
Wasserbehörde. Das Vorhaben befindet sich auf dem Gebiet des Landkreises Potsdam-
Mittelmark. Somit ist die örtliche, sachliche und instanzielle Zuständigkeit des Landkreises
Potsdam-Mittelmark gegeben.
3. Rechtliche Würdigung:
Zu I.
Die UWB hat innerhalb des Antragsverfahrens die Belange weiterer Behörden abgefragt.
Deren Hinweise sind für die Erteilung der beantragten wasserrechtlichen Erlaubnis zu
berücksichtigen. Die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Potsdam-Mittelmark
(UNB) teilte mit, dass sich sowohl der Brunnenstandort als auch die zu beregnenden
Spargelflächen im Vogelschutzgebiet (SPA) „Mittlere Havelniederung“ befinden. Bevor
eine abschließende Stellungnahme durch die UNB erfolgen kann, wurde eine SPA-
Verträglichkeitsprüfung gefordert. Die Nachforderungen wurden Ihnen am 12.10.2020
weitergeleitet. Diese blieben bisher unbeantwortet. Eine Übergabe der
Verträglichkeitsprüfung wurde nicht in Aussicht gestellt.
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Rechtsanwälte Jansen, Hemmerich-Frank,
Bartscht, Vonnegut
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Vorgang Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser für
Beregnungszwecke – Ablehnung mit Rückbauverfügung – AL/WV-HVI-660-003

Grundstück

Gemarkung Weseram
Flur 1
Flurstück 264
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Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Dr. Voigts,
bezugnehmend auf den Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis durch die
Firma Havelland-agrar eG Weseram vom 01.07.2019 ergeht folgende wasserrechtliche
Entscheidung

Ablehnung mit Rückbauverfügung
mit der Reg.-Nr.: AL/WV-HVI-660-003

I. Ihr Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur
Grundwasserentnahme für eine Bewässerungsanlage mittels eines bereits
bestehenden Brunnens am o.g. Standort wird abgelehnt.

II. Der für den unter Punkt I genannten Zweck niedergebrachte Brunnen ist
zurückzubauen. Der Rückbau hat nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik (u.a. DVGW-Regelwerk Arbeitsblatt W 135) zu erfolgen. Hierfür ist ein
Rückbaukonzept mit einer zeitlichen Untersetzung sowie der ausführenden
Fachfirma zur Absprache bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises
Potsdam-Mittelmark spätestens bis zum 30.06.2021 vorzulegen.

III. Mit Verbindlichkeitserklärung des Rückbaukonzeptes der unteren Wasserbehörde
des Landkreises Potsdam-Mittelmark hat der Rückbau der unter Punkt II
benannten verrohrten Bohrung zu erfolgen und ist innerhalb von drei Monaten
abzuschließen, spätestens jedoch bis zum 31.10.2021.

IV. Der Nachweis des Rückbaus ist der unteren Wasserbehörde unverzüglich und
unaufgefordert nach dem Ende der ausgeführten Arbeiten, spätestens bis zum
10.11.2021 zu erbringen.

V. Für den Fall, dass Sie den Forderungen nicht oder nicht vollständig innerhalb der
genannten Fristen entsprechen, wird Ihnen hiermit gemäß § 15 des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (VwVG) i.V.m. § 30
Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg (VwVGBbg)
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Rechtsanwälte Jansen, Hemmerich-Frank,
Bartscht, Vonnegut
Herrn Rechtsanwalt Dr. Voigts
Travemünder Allee 17 a
23568 Lübeck

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Der Landrat
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Herr Zunft
Fachdienstleiter
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Vorgang Antrag  der Havelland-agrar eG Weseram auf Erteilung einer wasserrechtlichen
Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser für Beregnungszwecke

Gemarkung Weseram
Flur 1
Flurstück 264
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Sehr geehrter Rechtsanwalt Dr. Voigts,

in Beantwortung Ihres Schreibens vom 28.10.2020 darf ich darauf hinweisen, dass die
Feststellung in dem von Ihnen unter Bezug genommenen naturschutzrechtlichen
Verfahren zur Verträglichkeit von Spargel unter Folie die dort explizit begutachten Flächen
betraf und einer Pauschalisierung auf andere Flächen innerhalb des SPA nicht zugänglich
ist.

Eine Verallgemeinerung dergestalt, dass die (Um-)Nutzung von Flächen für den
Spargelanbau unter Folie in einem Vogelschutzgebiet per se keiner
Verträglichkeitsprüfung bedarf, folgt hieraus nicht. Dies schon deshalb nicht, weil es einer
auf den konkreten Einzelfall bezogenen Bewertung u. a. der tatsächlichen Gegebenheiten
auf den jeweiligen Flächen bedarf.

Was die Frage anbelangt, ob der Anbau von Spargel unter Folie den Projektbegriff i. S. d.
§ 34 Abs. 1 S. 1 BNatSchG erfüllt, vermag ich mich Ihrer Ansicht aus bekannten Gründen
nicht anzuschließen.

Eingedenk dessen erscheint dringend angeraten, die mit Schreiben der Unteren
Wasserbehörde vom 12.10.2010 für erforderlich gehaltenen Unterlagen einzureichen, da
anderenfalls nicht nur die Ablehnung des Antrags auf wasserrechtliche Erlaubnis ansteht,
sondern, weil sowohl der Anbau von Spargel unter Folie als auch die Bohrung bereits ins
Werk gesetzt wurden, ordnungsrechtliche Verfahren drohen.

Freundliche Grüße
Der Landrat
i.A.

Zunft
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Freundliche Grüße

im Auftrag

D. Steinmetz
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Vorgang Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser für
Beregnungszwecke

Grundstück

Gemarkung Weseram
Flur 1
Flurstück 264
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Sehr geehrter Herr Woellner,

ich möchte Sie über den Bearbeitungsstand zu Ihrem Antrag auf wasserrechtliche
Erlaubnis zur Grundwasserentnahme informieren. Mit den von Ihnen eingereichten
Unterlagen wurden die Belange weiterer Behörden abgefragt. Dies ist inzwischen erfolgt,
jedoch gibt es Nachforderungen der unteren Naturschutzbehörde (Ansprechpartnerin ist
Frau Scharbert), die für eine abschließende naturschutzfachliche Beurteilung benötigt
werden. Diese Nachforderungen leite ich Ihnen hiermit weiter und bitte Sie diese Angaben
nachzureichen:

1. Es ist unter Angabe der Gemarkung, Flur, Flurstück darzulegen, welche Flächen
bewässert werden sollen. Sofern alle Flächen eines Feldblocks betroffen sind, kann
auch der Feldblock angegeben werden.

2. Seit wann erfolgt auf diesen Flächen der Spargelanbau oder handelt es sich um eine
Neuanlage von Spargel?

3. Erfolgt der Spargelanbau unter Folie?
4. Was wurde vor dem Spargel auf den Flächen angebaut?
5. Laut der den Antragsunterlagen beigefügten Prinzipskizze sollen Block 5 und 6 wo

kein Spargelanbau mehr erfolgt auch bewässert werden, was soll auf diesen Flächen
angebaut werden?

6. Welche Flächen (Gemarkung, Flur, Flurstück oder Feldblock) wurden mit der
wasserrechtlichen Erlaubnis von 2010 bewässert und was wird auf diesen Flächen
derzeit Zeit angebaut?

Erst wenn alle Unterlagen vollständig nachgereicht worden sind, kann Ihr Antrag auf
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser für
Beregnungszwecke abschließend geprüft und entschieden werden.







Wasserkörpersteckbrief Grundwasserkörper 2. Bewirtschaftungsplan

Datum des Ausdrucks: 29.01.2019 10:31
Hinweis: Aufgrund der Vorgaben zur elektronischen EU-Berichterstattung können Angaben im Steckbrief von den Angaben in den
Länderportalen und den Bewirtschaftungsplänen abweichen.
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Nauen (Grundwasser)
Datensatz der elektronischen Berichterstattung 2016 zum 2. Bewirtschaftungsplan WRRL

Kenndaten / Eigenschaften
Kennung DE_GB_DEBB_HAV_UH_10

Wasserkörper-
bezeichnung

Nauen

Grundwasserhorizont Grundwasserkörper und -gruppen in
Hauptgrundwasserleiter

Fläche 331,1 km²

Flussgebietseinheit Elbe

Bearbeitungsgebiet /
Koordinierungsraum

Havel

Zuständiges Land Brandenburg

Beteiligtes Land ---

Anzahl Messstellen 3 Überblick
20 Operativ
35 Quantitativ

Trinkwassernutzung Ja

Belastungen

• Diffuse Quellen - Landwirtschaft

Auswirkungen der Belastungen

• Verschmutzung durch Chemikalien

Verteilung der Belastungsgruppen in der FGE Elbe [%]

Zustand Menge Chemie

Legende gut schlecht unklar

Mengenmäßiger Zustand

gut schlecht

Chemischer Zustand

Stoffe mit Überschreitung der
Schwellenwerte nach Anlage 2 GrwV
• Nitrat
• Sulphat

Zielerreichung Mengenmäßig Chemisch
Bewirtschaftungs-
ziel guter Zustand erreicht voraussichtlich erreicht 2027

Geplante Maßnahmen gemäß LAWA-Maßnahmenkatalog
Maßnahmen zur Reduzierung der auswaschungsbedingten Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft (LAWA-Code: 41)

Beratungsmaßnahmen (LAWA-Code: 504)

Konzeptionelle Maßnahme; Vertiefende Untersuchungen und Kontrollen (LAWA-Code: 508)



Landkreis Potsdam-Mittelmark

INTERN
an Frau Steinmetz von Frau Scharbert
FD 46.20 FD 46.10
Team Untere Wasserbehörde Team Naturschutz

Datum 09.07.2020

Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde
zur Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis
für die Havelland-agrar eG Weseram

in der Gemarkung Weseram, Flur 1, Flst. 264

1. Vorbemerkungen

Der Antragsteller beabsichtigt eine erneute Grundwasserentnahme von 26.000 m³ zur
Bewässerung von Spargel (23,5 ha) in der Gemarkung Weseram. Der Brunnen
befindet sich in der Gemarkung Weseram, Flur 1, Flurstück 264.

2. Bewertung des Gebietes

Sowohl der  Brunnenstandort als auch die zu beregnenden Spargelflächen liegen im
Vogelschutzgebiet (SPA) „Mittlere Havelniederung“. In diesem Gebiet gilt gem. § 33
Abs. 1 BNatSchG ein Verschlechterungsgebot. Prüfungsgegenstand der Grundwas-
serentnahme ist auch der mit ihr verfolgte Zweck und dessen Zulässigkeit.

3. Nachforderungen
Für eine abschließende naturschutzfachliche Beurteilung benötigt die untere Natur-
schutzbehörde noch folgende Angaben vom Antragsteller:

1. Es ist unter Angabe der Gemarkung, Flur, Flurstück darzulegen, welche Flä-
chen bewässert werden sollen. Sofern alle Flächen eines Feldblocks betroffen
sind, kann auch der Feldblock angegeben werden.

2. Seit wann erfolgt auf diesen Flächen der Spargelanbau oder handelt es sich um
eine Neuanlage von Spargel?

3. Erfolgt der Spargelanbau unter Folie?
4. Was wurde vor dem Spargel auf den Flächen angebaut?
5. Laut der den Antragsunterlagen beigefügten Prinzipskizze sollen Block 5 und 6

wo kein Spargelanbau mehr erfolgt auch bewässert werden, was soll auf diesen
Flächen angebaut werden?

6. Welche Flächen (Gemarkung, Flur, Flurstück oder Feldblock) wurden mit der
wasserrechtlichen Erlaubnis von 2010 bewässert und was wird auf diesen Flä-
chen zur Zeit angebaut?

Im Auftrag

Scharbert
SB  UNB
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im Auftrag
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Abb. 1: Auszug aus dem Altlastenkataster des Landkreises Potsdam-Mittelmark.

II Stellungnahme

Nach den oben aufgeführten Altablagerungen bzw. der Altlastenverdachtsfläche
ergeben sich folgende relevante Schadstoffgruppen: MKW, BTEX, PAK, LCKW,
Metalle, sonstige anorg. Stoffe).

Nach Prüfung der Unterlagen kommt die Untere Bodenschutzbehörde zu dem
Ergebnis, dass Belastungen des zur Grundwasserförderung vorgesehenen zweiten
Grundwasserleiters mit den aufgeführten Schadstoffen unwahrscheinlich sind. Im
Umkreis von ca. 1,3 km um den Brunnenstandort besteht nach der hydrogeologischen
Karte des LBGR (HYK50-2 - bedeckter Grundwasserleiterkomplex) keine hydraulische
Verbindung zwischen dem ersten und dem zweiten Grundwasserleiter. Zudem
befinden sich die oben genannten Standorte in ca. 500 m - 1300 m Entfernung vom
Brunnenstandort, so dass davon auszugehen ist, dass Stoffe die in Fließrichtung mit
dem Grundwasser in Richtung Brunnen transportiert werden könnten Verdünnungs-
und Abbauprozessen unterliegen.

Dem Vorhaben wird seitens der unteren Bodenschutzbehörde mit folgendem
Hinweis zugestimmt.

Werden während der Förderung des Grundwassers deutliche organoleptische
Auffälligkeiten (z.B. Farbe, Geruch, Konsistenz, Auftreten von Schadstoffen in Phase
etc.) des geförderten Grundwassers festgestellt, sind die Arbeiten umgehend
einzustellen und die Untere Bodenschutzbehörde sowie die Untere Wasserbehörde
sind zu informieren.
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Vorhaben: Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis,
Entnahme von Grundwasser für Beregnungszwecke

Antragsteller: Havelland-agrar eG Weseram
Bahnhofstr. 2a
14778 Roskow OT Weseram

Brunnenstandort:
Gemarkung:  Weseram
Flur: 1
Flurstücke:             264

I Sachstand:
In der Nähe der geplanten Grundwasserentnahme existieren mehrere Altablagerungen
und eine Altlastenverdachtsfläche, die im Altlastenkataster des Landkreises Potsdam-
Mittelmark erfasst sind. (vgl. Tabelle 1 und Abbildung 1) und im Rahmen der
Abwägung für den o.g. Antrag betrachtet werden muss, da diese ggf. Quellen für GW-
Belastungen darstellen könnte.

Tabelle 1: Altstandorte/Altlastenverdachstflächen in der Umgebung des Standortes.
Registrier-Nr. Bezeichnung Entfernung [in m]
031769 0003 Altablagerung Fischteich Roskow ca. 530

031769 0071 Altablagerung Kurze Mathen/ Bahndamm
Weseram ca. 800

031769 0073 Altablagerung Lehmgrube Roskow ca. 1250
031769 0074 Kanalteil Roskow (Altablagerung) ca. 1380

031769 0218 ehem. LPG (P) Weseram mit Tankstelle,
Werkstatt, Waschplatz ca. 1570

031769 0072 Altablagerung Weseram am Friedhof ca. 1610





Fachbereich Recht, Bauen, Umwelt,
Kataster und Vermessung
Fachdienst Umwelt

Frau Steinmetz
Sachbearbeiterin
Untere Wasserbehörde

Postanschrift: Postfach 1138, 14801 Bad Belzig
Besucheradresse: Am Teltowkanal 7, Teltow
Tel.: 03328 31 - 8291, Fax: 03328 31 - 8581
E-Mail: wasser@potsdam-mittelmark.de

Unser Zeichen: 46.2 St 114 WV-HVI-660-3/1-20

Datum:                18. Februar 2020

Havelland-agrar eG Weseram
Weseram
Bahnhofstraße 2a
14778 Roskow

Eingangsbestätigung und Verfahrensablauf – Ihr Schreiben vom 22.10.2019
Standort: Gemarkung Weseram, Flur 1, Flurstück 264

Sehr geehrte Damen und Herren,

Ihre Ergänzungen zum Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für die Entnahme
von Grundwasser für Beregnungszwecke sind am 25.10.2019 bei der unteren Wasserbehörde
des Landkreises Potsdam-Mittelmark eingegangen.

Das Verfahren über die Entscheidung über Ihren Antrag auf Grundwasserentnahme in Höhe
von 26.000 m³/a in der Gemarkung Weseram wurde eröffnet. Der Ablauf sieht die Berücksichti-
gung der Belange weiterer Behörden vor. Hierfür wurden die von Ihnen eingereichten
Unterlagen mit einer entsprechenden Frist bereits weitergegeben. Sobald die Stellungnahmen
eingegangen sind kann abschließend über Ihren Antrag entschieden werden.

Bei einer Grundwasserentnahme von mehr als 5.000 m³/a bis weniger als 100.000 m³/a ist eine
standortabhängige Vorprüfung des Einzelfalls nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeit
durchzuführen, wenn durch die Gewässerbenutzung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf
grundwasserabhängige Ökosysteme zu erwarten sind. Die Grundwasserentnahme erfolgt aus
dem zweiten Grundwasserleiter. Dieser ist ausreichend geschützt und eine hydraulische Ver-
bindung zum ersten Grundwasserleiter wird nicht erwartet. Innerhalb des durchgeführten
Pumpversuches zeigt sich, dass sich der Grundwasserstand schnell reguliert und nach Ab-
schalten der Pumpe seinen Ausgangszustand erreicht. Zudem erfolgt die
Grundwasserentnahme temporär. Auf Grund dessen werden keine erheblichen nachteiligen
Auswirkungen erwartet und auf die Durchführung der Vorprüfung verzichtet.

Freundliche Grüße

im Auftrag

D. Steinmetz
































































